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„Wachsen gegen den Trend“ würde heißen: Mehr wer-
den, jünger werden, reicher werden. - Eine nicht eben 
realistische Perspektive.

Mehr als 60% der Deutschen gehören zu einer christ-
lichen Kirche. Nicht wegen der hohen Zahl von Kir-
chenaustritten, sondern wegen der demographischen 
Entwicklung wird die Zahl der Mitglieder, die heute 
noch bei ungefähr 50 Millionen liegt, weiter sinken.

Unter der Überschrift „Wachsen gegen den Trend“ wur-
den 2008 „Analysen von Gemeinden, mit denen es auf-
wärtsgeht“ veröffentlicht.  Ausgangpunkt der Untersu-
chung waren die in diesen Gemeinden – eben gegen 
den allgemeinen Trend der Schrumpfung von Kirchen-
gemeinden – wachsenden Mitgliederzahlen. Die Studie 
ergab, dass in allen Gemeinden eine klare Profilierung – 
meist in frömmigkeitstypischer Weise – das Wachstum 
gefördert hatte. In vielen der untersuchten Gemeinden 
stehen Gottesdienst und Spiritualität deutlich im Zen-
trum.

Spiritualität steht im Zentrum

Profilierung tut der Kirche gut – auf allen Ebenen. Das 
ist inzwischen Konsens. Darüber, welche Profilierung 
angemessen und ethisch geboten ist, scheint aber kein 

Konsens (mehr) zu 
bestehen. Im Gemein-
samen Wort des Rates 
der EKD und der Deut-
schen Bischofskonfe-
renz „Für eine Zukunft 
in Solidarität und Ge-
rechtigkeit“ von 1997 
ist die Position klar 
benannt: „In der vor-
rangigen Option für 
die Armen als Leitmo-
tiv gesellschaftlichen 
Handelns konkretisiert 
sich die Einheit von 
Gottes- und Nächsten-
liebe.“  

Sichtbar wird die vorrangige Option für die Armen nur 
an wenigen Stellen in der Kirche. Selbstverständlich 
lindern die Diakonischen Werke vielerorts ganz kon-
kret die Not; sie nehmen auch Verantwortung wahr für 
das anwaltschaftliche Engagement der Kirche. In man-
chen Kirchengemeinden werden Tafeln oder Schulma-
terialienkammern von vielen ehrenamtlich Mitarbei-
tenden organisiert. In den meisten Fällen aber sind die 
von Armut betroffenen Menschen nicht aktiv beteiligt.

Kirche ist an dieser Stelle im guten Sinne „Kirche für 
andere“ – aber die „anderen“ bleiben auch „die da drau-
ßen“. Ihre Lebenswelten unterscheiden sich fundamen-
tal von denen der in der Kirchengemeinde Aktiven. 
Wirkliche Begegnung 
und wirkliche Bezie-
hungen zwischen den 
unterschiedlichen Mi-
lieus finden nur selten 
statt. Das entspricht 
der Segmentierung un-
serer Gesellschaft, in 
der viele ausgeschlos-
sen sind von gerechter 
sozial-kultureller Teil-
habe.

Eine Kirche mit den Ar-
men, eine Kirche, die 
im guten Sinne nach 
unten wächst, eine 
Kirche, die Not lindert 
und sich gleichzeitig 
öffentlich und poli-
tisch für mehr Gerech-
tigkeit einsetzt, wächst 
auf andere Weise ge-
gen den Trend. 

Wachsen gegen den Trend
Für Deutschland gilt: „Wir werden weniger.“ Das ist nicht zu übersehen. „Wir werden älter.“ Das ist offensichtlich.

 „Wir werden ärmer.“ Das bekommen viele existenziell zu spüren. Für die evangelische Kirche gilt dasselbe. 

Heike Hilgendiek, 
Landessozialpfarrerin
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Warum sollten wir uns um neue Messkonzepte für 
Wachstum und Wohlfahrt bemühen? Ist das überhaupt 
ein sinnvolles Unterfangen? Wissen wir nicht genug 
über unsere Wirtschaft und über unser Wohlergehen in 
ökonomischer Hinsicht, wenn wir uns regelmäßig das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) und die Arbeitslosenquote, 
unsere Außenhandelsbilanz und die Inflationsrate an-
sehen? 

Einige Gründe sprechen dafür, dass das nicht aus-
reicht. Denn in den letzten Jahrzehnten hat das 

BIP in der Politik, den Medien und der Öffentlichkeit 
eine immer größere Aufmerksamkeit erfahren. Die 
Wachstumsprognosen der Sachverständigenräte und 
Wirtschaftsforschungsinstitute werden auf eine Art 
und Weise der Öffentlichkeit präsentiert, als hinge das 
Wohl und Wehe des Landes, ja jedes einzelnen Bürgers 
und jeder einzelnen Bürgerin ausschließlich von dieser 
Zahl ab. Und da die Medien offenkundig so aufnahme-
bereit sind, ist man seit einiger Zeit dazu übergegan-
gen, auch Quartalszahlen des BIP zu veröffentlichen. 
Die Wahrnehmung der Ökonomie hat sich auf diesem 
Wege sehr stark auf das BIP konzentriert. Statistiker und 
Wirtschaftswissenschaftler haben dabei nie behauptet, 
dass das BIP die Lebensqualität oder den Wohlstand in 
einem Land im umfassenden Sinne abbildet. Aber sie 
haben auch nicht sehr energisch widersprochen, wenn 
das BIP immer häufiger, quasi stellvertretend, auch als 
indirektes Maß für die Wohlfahrt verwendet wurde.

Die Gründe, weshalb diese Gleichsetzung gefährlich 
sein kann, sind mittlerweile wohl bekannt. Das BIP 
erfasst nur die über den Markt vermittelte Wertschöp-
fung – Hausarbeit und ehrenamtliche Arbeit werden im 
BIP nicht berücksichtigt. Die Verteilung der Einkom-
men geht in die Berechnung des BIP nicht ein – dies 
ist aber eine ganz entscheidende Frage für eine Beurtei-
lung der gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt in einem 
Land. Das BIP ist blind gegenüber der Frage, ob die Pro-
duktion in einem Land auf der Ausplünderung des Na-

turvermögens beruht oder ob in der Ökonomie eher in 
Kreisläufen gewirtschaftet wird. Und schließlich wird 
im BIP nicht unterschieden, ob ein bestimmtes Gut 
die Lebensqualität der Menschen direkt steigert oder 
ob nur produziert wird, um Schäden zu beseitigen, die 
durch andere wirtschaftliche Aktivitäten entstanden 
sind: 

Die Lärmschutzwand längs der neuen Schnellstraße, 
die Kosten für medizinische Behandlungen nach ho-
hen Schadstoffbelastungen in der Luft sind oft ange-
führte Beispiele. Entscheidend ist nun, wie das volks-
wirtschaftliche Rechnungswesen mit diesen Kosten 
umgeht: Werden sie positiv verbucht wie im BIP oder 
werden sie subtrahiert, was einem Wohlfahrtsmaß viel 
eher entsprechen würde? Dabei muss besonders be-
achtet werden, dass viele dieser Kosten, die durch das 
heutige Wirtschaften entstehen, zum Teil erst weit in 
der Zukunft anfallen werden: Der Klimawandel wird 
durch die durch menschliche Aktivitäten bedingten 
Kohlendioxid-Emissionen heute mitverursacht, aber 
die Belastungen werden vor allem künftige Generati-
onen tragen müssen. Wenn wir das Verursacherprinzip 
als Kriterium für Gerechtigkeit in der Ökonomie ernst 
nehmen würden, dann müssten wir heute eine sehr gut 
ausgestattete „Sparkasse“ anlegen, die künftige Genera-
tionen in die Lage versetzen müsste, die heute verurs-
achten, aber erst in Zukunft auftretenden Schäden zu 
beseitigen. 

Diese Finanzmittel – vorsichtige Schätzungen gehen 
zum Beispiel von mindestens 70 Euro pro Tonne 

CO2 aus – stünden uns heute nicht zur Verfügung und 
müssten in einem Wohlfahrtsmaß daher ebenfalls sub-
trahiert werden. Der Autor dieser Zeilen hat in den letz-
ten Jahren in Zusammenarbeit mit Roland Zieschank 
vom Forschungszentrum Umwelt der Freien Universi-
tät Berlin einen neuen „Nationalen Wohlfahrtsindex“ 
(NWI) entwickelt, der als alternatives Wohlfahrtsmaß 
in Ergänzung des BIP verstanden werden kann. Im 
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Hat das Bruttoinlandsprodukt ausgedienst?
Darf‘s ein bisschen mehr sein? Von der Wachstumsgesellschaft und der Frage nach ihrer 
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NWI wird der private Verbrauch mit der Einkommens-
verteilung gewichtet, Hausarbeit und ehrenamtliche 
Tätigkeiten werden hinzuaddiert. Der NWI berücksich-
tigt außerdem eine Reihe sozialer Faktoren, etwa wohl-
fahrtsfördernde Ausgaben des Staates für Gesundheit 
und Bildung (positiv) oder Kosten von Kriminalität 
und Verkehrsunfällen (negativ). Schließlich werden 
eine Reihe ökologischer Faktoren erfasst: 

Ausgaben zur Kompensation von Umweltschäden, 
Kosten für – nicht beseitigte – Schäden durch un-

terschiedliche Umweltbelastungen und Ersatzkosten 
für den Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen. Der 
Vergleich der Kurven bietet Anlass zur Besorgnis. Wäh-
rend das BIP in den letzten zwanzig Jahren nahezu 
kontinuierlich wächst (ausgenommen 2009, dem Jahr 
der globalen Finanzkrise) erreicht der NWI um die Jahr-
hundertwende seinen Höhepunkt und nimmt in den 
Jahren danach kontinuierlich ab. Dafür verantwortlich 
sind vor allem die deutliche Veränderung der Einkom-
mensverteilung in Richtung einer zunehmenden Un-
gleichheit und die negativen externen Effekte im Um-
weltbereich. Rechenübungen dieser Art sind nun alles 
andere als weltferne akademische Experimente. Denn 
da das BIP so „prominent“ ist, gilt seine Steigerung in 
der Politik als einer der wichtigsten Erfolgsfaktoren; 
Politiker und Politikerinnen richten ihre Instrumente 
und Maßnahmen auch nach ihrem potenziellen Ein-
fluss auf das BIP aus. 

Der französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy hielt 
eine Rede zur Vorstellung der Ergebnisse der so genann-
ten Stiglitz-Kommission, der drei Nobelpreisträger der 
Ökonomie angehörten und die Vorschläge zu einer 
Reform des französischen volkswirtschaftlichen Rech-
nungswesens ausarbeiten sollte. In dieser Rede führte 
Sarkozy aus, dass die Politik ein Legitimationsproblem 
bekäme, wenn sie sich an Messgrößen orientiere, die 
die Lebenswirklichkeit der Bevölkerung nicht mehr 
korrekt wiedergeben würden. Genau das kann aber 
zum Beispiel der Fall sein, wenn das BIP ständig wächst, 
aber aufgrund einer immer ungleicher werdenden Ein-
kommensverteilung diese Zuwächse bei einem Groß-
teil der Bevölkerung gar nicht mehr ankommen. Ein 
zweiter Grund ist als Argument für eine Korrektur der 
gesellschaftlichen Berichterstattungssysteme noch von 
erheblich größerer Bedeutung. 

Ein Umbau der Wirtschaft in Richtung auf das Leitbild 
einer zukunftsfähigen, dauerhaft umweltgerechten Ent-
wicklung lässt sich im Blick auf ihre voraussichtliche 
Wirkung auf das BIP kaum kalkulieren. Sicher wird es 
so etwas wie „grünes Wachstum“ geben. Bestimmte Be-
reiche der Ökonomie müssen ausgebaut werden, etwa 
um die energetische Sanierung von Altbauten oder den 
Ausbau der erneuerbaren Energien zu bewältigen. Aber 
andere Bereiche der Wirtschaft werden schrumpfen, 
insbesondere dann, wenn der Gedanke einer „Ökono-
mie der Genügsamkeit“ bei einer steigenden Zahl von 
Menschen in einem reichen Land wie Deutschland 
stärkere Verbreitung finden würde. 

Der Netto-Effekt auf das BIP – „grünes Wachstum“ auf 
der einen, Abbau umweltschädlicher Produktion und 
das Leitbild der Genügsamkeit auf der anderen Seite 
– ist ganz ungewiss. Ein leichtes Schrumpfen des BIP 
wäre als Folge einer sehr wünschenswerten Politik mit 
diesen Zielen aber recht wahrscheinlich. Wie aber soll 
ein Politiker, eine Politikerin eine solche Politik „ver-
kaufen“, wenn er oder sie sich am BIP messen lassen 
will – oder muss? Eine Politik, deren Ziel die Steigerung 
eines alternativen Wohlfahrtsindikators wäre – etwa 
des NWI, aber da gäbe es durchaus auch Varianten – 
könnte, ja, müsste dagegen ganz anders aussehen als 
eine Politik, die das BIP erhöhen will. Woran würde 
sich eine solche Politik orientieren? 

Der NWI steigt, wenn sich die Einkommensvertei-
lung verbessert – in Deutschland müssten daher 

die Armutseinkommen angehoben werden. Ehrenamt-
liche Arbeit würde durch infrastrukturelle Maßnahmen 
gefördert werden, der Abbau von Umweltbelastungen 
und ein sparsamer Umgang mit Ressourcen würden sich 
direkt als Steigerung des Wohlfahrtsindex niederschla-
gen. Eine Utopie? Für den Augenblick – vielleicht. Aber 
dass das BIP in die falsche Richtung Weisen könnte, ist 
als beunruhigender Gedanke nicht nur in der Politik, 
sondern auch in der traditionellen Ökonomie und viel-
leicht sogar in der amtlichen Statistik angekommen. 
Bleibt zu hoffen, dass all die Kommissionen und Aus-
schüsse, die derzeit an diesem Problem arbeiten, nicht 
allzu lange tagen, bevor verwertbare Ergebnisse dann 
auch umgesetzt werden.

Hat das Bruttoinlandsprodukt ausgedienst?
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Tipps und Termine
 „Meine Zeit in meinen Händen“

Institut für Kirche und Gesellschaft in Kooperation 
mit „ Evangelisches Forum Westfalen“Landesverband 
der EAiD e.V. 

Epiphaniastagung

20. - 22. Januar 2012, Haus Villigst, 
Iserlohner Str. 25, 58239 Schwerte

Ziel des Projektes ist es, dass eine 
ökologische und sozial verträg-
liche Produktion das ausschlag-
gebende Kriterium in der Be-
schaffung wird. Denn es ist ein 
Unterschied, ob wir grünen oder 
normalen Strom, ob wir Recy-
cling- oder normales Papier, ob 
wir öko-fairen oder konventionellen Tee kaufen. Mit 
jedem Euro, den wir investieren, entscheiden wir, wie 
die Welt aussieht, ob Kohlekraftwerke entstehen oder 
Windräder, ob Wälder abgeholzt oder erhalten werden, 
ob Produzenten einen fairen Preis für ihren Tee erhal-
ten oder nicht. 

Infos: Rosemarie Fäckeler, Tel.:02304/755346

 „Geld regiert die Welt“

Seminarreihe zum Thema
24.01. - 19.06.2012, 19.30 - 21.45 Uhr
Haus des Gastes, Bad Laasphe

Die gegenwärtige Banken-, Finanz- und Schuldenkrise 
ist zugleich auch eine Demokratiekrise. Der sozialen 
Demokratie werden die finanziellen Mittel entzogen, 
staatliche Regierungen treffen Entscheidungen, mit 
denen sie das Vertrauen der Märkte, weniger das der 
Bürger zurückgewinnen wollen. Die Ökonomisierung 
immer weiterer gesellschaftlicher Bereiche ist von im-
mer mehr Menschen in ihrem persönlichen Leben 
unmittelbar spürbar. Und immer mehr Menschen kla-
gen, nicht mehr durchzublicken. Vorträge aus verschie-
denen Perspektiven (z.B. Bankwesen, Schuldnerbera-
tung, Bürgerbewegung) und die sich anschließenden 

Diskussionen sollen Menschen helfen, sich eine eigene 
fundierte Meinung zu bilden, und Möglichkeiten des 
konkreten Engagements zeigen.

Infos: Geschäftsstelle VESS

 Zum Nachlesen empfohlen

Zu dem in diesem Heft  besprochenen Themenspek-
trum empfehlen wir zur weiteren Lektüre:

Darf‘s ein bisschen mehr sein - Von der Wachstums-
gesellschaft und der Frage nach Ihrer Überwindung.  
Gemeinsame Publikation von EED und BfdW
Zum Download: http://www.eed.de/de/de.eed/de.eed.
pub/de.pub.de.455/index.html

Woran sich Wohlstand wirklich messen lässt
Hans Diefenbacher/ Roland Zieschank
www.fest-heidelberg.de, Oekom-Verlag
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